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Antrag 

 

 

der Fraktion Die Linke  

 

Nein! zur Wiedereinführung der ausgesetzten Wehrpflicht durch die Hintertür –   

Ja! zur Aufwertung und Stärkung der sozialen Freiwilligendienste.   

 

1 von 3 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat nachdrücklich gegen eine Wieder-

einführung der im Jahre 2011 ausgesetzten Wehrpflicht und jeglicher Formen von 

entsprechenden Ersatz- oder Zwangsdiensten einzusetzen sowie im Bundesrat allen auf 

die Wiedereinführung der Wehrpflicht und von Ersatz- und Zwangsdiensten gerichteten 

Initiativen und Gesetzentwürfen für den Freistaat Sachsen die Zustimmung zu versagen. 

2. in Anerkennung der Bedeutung der Leistungen junger Menschen in sozialen Freiwilligen-

diensten für die Stärkung der Zivilgesellschaft und des gesellschaftlichen Zusammenhalts 

gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat eine Freiwilligendienst-Initiative zur 

Stärkung und Aufwertung, für eine deutliche Verbesserung der Rahmenbedingungen und 

der Attraktivität sowie für eine gesicherte auskömmliche Finanzierung der sozialen 

Freiwilligendienste zu ergreifen.  

 

 

Begründung 

Im Zuge der Aussetzung der Wehrpflicht im Jahre 2011 wurde § 2 des Wehrpflichtgesetzes 

(WPflG) dahingehend geändert, dass die bis dahin die Wehrpflicht regelnden Bestimmungen 

der §§ 3 bis 53 WPflG seither ausschließlich für den Spannungs- oder Verteidigungsfall gelten. 

Dem entgegen plant die Bundesregierung schon jetzt mögliche Optionen und Gesetzes-

änderungen für eine schnelle Wiedereinführung der bisher ausgesetzten Wehrpflicht. 

Dazu berichtete Tagesschau-Online am 23. Juni 2025: „Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU 

und SPD steht, man werde ‚einen neuen attraktiven Wehrdienst‘ schaffen, ‚der zunächst auf 

Freiwilligkeit basiert‘. Verteidigungsminister Boris Pistorius will aber trotzdem bereits im 

geplanten Wehrdienstgesetz auch eine Wehrpflicht verankern. Sein Gesetz solle Regelungen 

enthalten, die dann greifen würden, wenn zu wenig Freiwillige Wehrdienst leisteten, sagte der 

SPD-Politiker in der ARD-Sendung ‚Caren Miosga‘. […] Ähnlich wie Pistorius brachte 
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Kanzleramtschef Thorsten Frei (CDU) einen Mechanismus ins Spiel, der einen Wechsel zu 

einer Wehrpflicht vorsieht, wenn bestimmte Rekrutierungsziele nicht erreicht werden.“1 

Über das dafür geplante Verfahren, um die als Wehrpflichtige in Betracht kommenden jungen 

Männer zu ermitteln gibt es bereits sehr konkret Vorstellungen:  

„Vorgesehen ist, dass künftig alle jungen Männer und Frauen ein Schreiben erhalten sollen. 

Für Männer soll das Ausfüllen des darin enthaltenen Fragebogens verpflichtend, für Frauen 

freiwillig sein. Wer als geeignet eingestuft wird, soll anschließend zu einer Musterung 

eingeladen werden, die nun "Assessment Center" heißt. Auch diese soll für Männer 

verpflichtend sein. Eine Rückkehr zur Wehrpflicht soll das Gesetz ebenfalls ermöglichen – 

allerdings nur, wenn der Bedarf der Bundeswehr nicht gedeckt werden kann, oder sich die 

sicherheitspolitische Lage verschärft. In diesem Fall könnte das Kabinett die Reaktivierung 

vorschlagen und der Bundestag sie mit einfacher Mehrheit beschließen.“2  

Damit schafft sich die Bundesregierung die rechtlichen Grundlagen, um dann schnell und ohne 

ein dafür anderenfalls erforderliches weiteres Gesetzgebungsverfahren die allgemeine Wehr-

pflicht wiedereinführen zu können: Eine Wiedereinführung der Wehrpflicht durch die Hintertür. 

Zudem bestehen schon jetzt ganz erhebliche Zweifel an der Zulässigkeit für eine solche Art 

und Weise der Wiedereinführung der Wehrpflicht insbesondere auch im Hinblick auf eine 

hierfür rechtlich erforderliche, wirklich stichhaltige sicherheitspolitische Begründung.3 

Gleichwohl wären mit der Wiedereinführung der Wehrpflicht nicht nur weitreichende Eingriffe 

in die individuelle Freiheit und Lebensplanung junger Menschen verbunden, sondern zugleich 

auch ganz konkrete Einschränkungen der Entfaltung ihrer sozial-gesellschaftlichen Persön-

lichkeiten. Die Wehrpflicht bedeutet immer, dass Grund-, Freiheits- und Bürgerrechte der 

betroffenen jungen Menschen erheblich eingeschränkt und zum Teil aufgehoben werden. 

Eingeschränkt werden unter anderem das Recht auf körperliche Unversehrtheit, Bewegungs-

freiheit, Schutz der Menschenwürde und freie Berufswahl. Darüber hinaus bergen staatliche 

Zwangsdienste immer auch die Gefahr des Missbrauchs.  

Die Wehrdienstpflicht stellt nach wie vor einen Zwangsdienst dar und begründet ein 

militärisches Rekrutierungssystem, in dem die ihr Unterworfenen unter Androhung von 

Freiheitsstrafen zum Dienen gezwungen werden. Sie sollen in Gehorsamkeit geübt und an der 

Waffe ausgebildet werden, um in letzter Konsequenz Menschen zu töten und die Interessen 

der Bundesrepublik Deutschland mit der Waffe zu verteidigen. 

Die Wehrpflicht betrifft die Grund-, Freiheits- und Bürgerrechte vor allem von jungen Männern 

zwischen dem 18. und dem 23. Lebensjahr, die nach dem bis zum Jahre 2011 geltenden                       

– seither ausgesetzten – Bestimmungen des Wehrpflichtgesetzes der Wehrpflicht unterliegen. 

Sie zwingt sie dazu, ihre Ausbildung oder berufliche Entwicklung zu unterbrechen. Das hat 

langfristige Auswirkungen auf ihre Karrierechancen und führt nicht zuletzt auch zu einer 

Verschärfung des ohnehin bestehenden Fachkräftemangels.  

 
1 https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/pistorius-bundeswehr-wehrpflicht-100.html  
2 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-07/boris-pistorius-wehrdienst-bundeswehr-spiegel  
3 Siehe dazu: https://www.tagesspiegel.de/politik/was-gegen-die-wiedereinfuhrung-der-wehrpflicht-spricht-
4179283.html 
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Da die Wehrdienstpflicht grundsätzlich auch erst mit dem 45. Lebensjahr, bei Offizieren und 

Unteroffizieren mit dem 60. Lebensjahr, endet, wäre insgesamt eine noch viel größere 

Bevölkerungsgruppe mit bisher nicht absehbaren Folgen für Familien, Gesellschaft und 

Wirtschaft von einer Wiedereinführung der Wehrpflicht betroffen.  

Die im Zuge der seinerzeitigen Notstandsgesetze mit dem 17. Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes vom 24. Juni 1968 in das Grundgesetz neu eingeführte Bestimmung des 

Artikels 12a GG ermöglicht seither zwar die Einführung einer allgemeinen Wehrpflicht, schreibt 

deren Einführung jedoch nicht zwingend oder verpflichtend vor. 

Die Fraktion Die Linke stellt sich nach wie vor gegen jede Form von Zwangsdiensten und erst 

recht gegen den Wehrzwangsdienst. Dazu gehören auch die verpflichtenden Ersatzdienste, 

die in derselben Weise das Entwicklungspotenzial der Jugendlichen massiv einschränken. 

Verpflichtende Ersatzdienste sind deshalb auch keine wirkliche Lösung für den politisch 

verursachten Fachkräftemangel.  

Dem folgend wird die Staatsregierung mit dem vorliegenden Antragsbegehren aufgefordert, 

sich zum einen auf der Bundesebene nachdrücklich gegen eine Wiedereinführung der 

Wehrpflicht und jeglicher Formen von Ersatz- oder Zwangsdiensten einzusetzen sowie zum 

anderen allen hierauf gerichteten Initiativen und Gesetzentwürfen im Bundesrat für den 

Freistaat Sachsen nicht zuzustimmen.  

Anstatt weiter über Pflicht- und Zwangsdienste öffentlich zu debattieren, ist es nach Auffassung 

der Fraktion Die Linke vielmehr geboten, so schnell wie möglich deutlich bessere Rahmen-

bedingungen für die sozialen Freiwilligendienste zu schaffen und damit zum einen die Freiwil-

ligendienste spürbar aufzuwerten und zu stärken sowie zum anderen deren Attraktivität für 

junge Menschen zu erhöhen.  

Zu den hierfür erforderlichen Maßnahmen gehören u. a. die Erhöhung der Bundesmittel für die 

Finanzierung der Freiwilligendienste, die Aufnahme der Freiwilligen in die jeweils geltenden 

Tarifverträge mit entsprechender tariflichen Vergütung, die kostenlose Nutzung des ÖPNV, die 

Anrechnung der Freiwilligenzeit auf Ausbildung und Studium als Pflichtpraktikumsersatz oder 

doppelte Wartesemester, der bessere Zugang zum Wohngeld sowie nicht zuletzt die Bereit-

stellung eines vielfältigeren Platzangebotes und die Einführung eines Rechtsanspruch auf 

Freiwilligendienste, für alle, die dies wollen. 

Die Fraktion Die Linke sieht hier die Staatsregierung in der unmittelbaren politischen Pflicht 

und Verantwortung, antragsgemäß die dafür erforderlichen Initiativen gegenüber der Bundes-

regierung und im Bundesrat zu ergreifen.  

  

Dresden, den 17. Juli 2025 

 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende  
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